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Seit Anfang Jahr sind die Sofort-
massnahmen in Kraft, die das Par-
lament zur Beseitigung der «Hei-
ratsstrafe» vorgesehen hat. Weil
trotzdieserReformimmernochein
DrittelderverheiratetenPaare(vor-
ab mit hohem Einkommen) gegen-
über Konkubinatspaaren steuer-
lich diskriminiert sind, hatte Fi-
nanzminister Hans-Rudolf Merz
bereits beim damaligen Entscheid
eine umfassende Revision in Aus-
sicht gestellt. Dabei geht es um den
grundlegenden Systementscheid:
Sollen die Ehepaare wie bisher ge-
meinsam oder neu einzeln veran-
lagt werden?

Inzwischen ist diese Revision je-
doch ins Stocken geraten. In der
Vernehmlassung kam es nämlich –
nicht ganz unerwartet – zu einem
Patt. CVP und SVP beharren auf der

Merz will Familien entlasten
Die grosse Reform der Ehepaarbesteuerung ist blockiert – einen Ausweg sieht der Finanzminister in der Entlastung von Eltern

gemeinsamen Veranlagung der
Ehepartner, SP und FDP fordern
den Wechsel zu einer vom Zivil-
stand unabhängigen Individualbe-
steuerung. Dabei wird offensicht-
lich,dassesbeidiesersteuertechni-

schen Frage auch um gesellschafts-
politische Anliegen geht.Tendenzi-
ell werden bei der gemeinsamen
Veranlagung die Einverdienerehe-
paare (mit traditioneller Rollentei-
lungzwischenMannundFrau)und

Ein Paar mit Kindern hat bei
gleichem Einkommen weniger
Kaufkraft als ein kinderloses.
Das Steuersystem soll dem künf-
tig besser Rechnung tragen.

C H R I S T O F F O R S T E R

bei der Individualbesteuerung die
Zweiverdienerehepaare (mit
gleichmässiger Aufteilung der Er-
werbsarbeit)bevorzugt.StarkerWi-
derstand gegen die Individualbe-
steuerung kommt auch von den

Kantonen.Fürsiehättendiezusätz-
lichen Steuererklärungen einen
grossen Mehraufwand zur Folge.

Tieferer Tarif für Eltern

Um aus dieser Pattsituation zu
finden,willBundesratMerzdenFo-
kus neu auf die Entlastung von Fa-
milien mit Kindern legen, wie der
FinanzministerjüngstinInterviews
sagte. Dahinter steht die Überle-
gung, dass nicht die Eheschlies-
sung, sondern das Vorhandensein
von Kindern einen grossen Einfluss
auf die wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit der Steuerpflichtigen hat.

Wie ein solches Modell aussehen
könnte, hat Pro Familia skizziert.
DemnachistnichtmehrdieFragedes
Zivilstands massgebend für die Be-
steuerung,sondernobinderFamilie
Kinder zu unterstützen sind. Eltern
profitieren von einem tieferen Tarif,
unabhängigdavon,obsieverheiratet
sind oder nicht oder ob sie gemein-
sam oder getrennt leben. Für Leute,
die keine Kinder haben oder deren
Kinder nicht mehr unterstützungs-
pflichtig sind, gilt der höhere Einzel-
tarif. Mit diesem Modell könne die
durch das Aufziehen von Kindern

verursachte Kaufkraftminderung
aufgefangen werden, sagt Pro-Fami-
lia-GeschäftsleiterinundCVP-Natio-
nalrätin Lucrezia Meier-Schatz. Sie
verweist auf Untersuchungen, wo-
nach die Kaufkraft eines Paares mit
einem Kind rund 65 Prozent imVer-
gleich zu einem Paar ohne Kind be-
trägt. In der SP setzt sich die Berner
Ständerätin Simonetta Sommaruga
für dieses Modell ein.

EinengrossenHakenhatderPro-
Familia-Vorschlag:Erbasiertaufder
Individualbesteuerung – und damit
wäre Merz wieder beim ursprüngli-
chen Patt. Um überhaupt Chancen
zu haben, muss ein Modell zur Ent-
lastung von Familien mit Kindern
wohl von der heutigen gemeinsa-
men Veranlagung mit Splitting aus-
gehen. Die Verwaltung wird dazu
neueVorschläge ausarbeiten.

Nach der Abstimmung über die
Unternehmenssteuerreform ent-
scheidet Finanzminister Merz, ob
er dieses Dossier prioritär behan-
delnwill.Oderoberzuersteinewei-
tere Unternehmenssteuerreform
aufgleisen wird, die im Steuerstreit
mitderEUfürEntspannungsorgen
könnte.

Das nationale Rauchverbot rückt
näher. Nachdem der Nationalrat in
der Herbstsession dem neuen Ge-
setz zum Passivraucherschutz zu-
gestimmthatte,stelltsichnunauch
die Sozial- und Gesundheitskom-
mission (SGK) des Ständerats da-
hinter.ImGegensatzzumNational-
rat will die SGK indes ein strengeres
Gesetz und schränkt die Wahlfrei-
heit derWirte ein.

Nationalrat für Ausnahmen

ImOktoberhattederNationalrat
das Rauchverbot mit mehreren
Ausnahmen ergänzt. Demnach
können Gastrobetriebe sich als
Raucherbeizen deklarieren, wenn
sie eine Bewilligung erhalten. Diese
wird erteilt, wenn der Wirt den
Nachweis erbringt, dass eine Tren-
nung von Raucher- und Nichtrau-

Weniger Ausnahmen beim Rauchverbot
Die Gesundheitskommission des Ständerats hat die Vorlage des Nationalrates verschärft

cherraum «nicht möglich oder un-
zumutbar» ist. Weiter soll es vom
Restbetriebgetrennte,aberbedien-
te Fumoirs geben.

Die Ständerats-SGK schlägt nun
sozusagen einen Kompromiss zum
Kompromissvor,wobeidieZustim-
mung dazu mit 4 zu 3 bei 4 Enthal-
tungen knapp ausfiel, wie Stände-
rat Urs Schwaller (cvp, FR) als SGK-
Präsident gestern erklärte.

Freiheit für Kantone

Konkret verschärft die Kommis-
sion das Gesetz folgendermassen:
DenKantonenwirddieMöglichkeit
erteilt, strengere Vorschriften, als
sie die nationale Regelung vorsieht,
zu erlassen. Das nationale Gesetz
wäre das Minimum, dem alle Kan-
tone genügen müssten. Sie dürfen
strenger regeln, nicht aber weniger
streng. Somit würden die bisheri-
gen strengeren kantonalen Geset-
ze, wie sie etwa in Genf,Wallis, Tes-
sin, Solothurn, Graubünden oder
AppenzellAusserrhodenexistieren,
weiterhin gelten. Raucherbeizen
sehen diese Kantone nicht vor. Die
Ständerats-SGK lässt diese hinge-
gen weiterhin zu, allerings nur,

wenn eine Trennung von Raucher-
und Nichtraucherbetrieb «nicht
möglich» ist. Die Formulierung
«unzumutbar» wurde, weil zu

Die Gesundheitskommission
des Ständerats will spezielle
Raucherbeizen zwar zulassen.
Aber unter strengeren Voraus-
setzungen als der Nationalrat.

M A R C E L L O O D E R M A T T

schwammig, gestrichen. Die dritte
Verschärfung betrifft Fumoirs. Die-
se dürfen nur bedient sein, wenn
der Angestellte, der in einem ver-

rauchten Raum arbeiten müsste,
seine Einwilligung gibt. Mit diesen
Modifizierungen kommt das Ge-
setz im März ins Plenum des Stän-

derats. Schwaller nahm dabei be-
reits vorweg, dass das Regelwerk
noch viel zu reden geben wird. Be-
reits die Diskussion in der Kommis-
sion sei sehr angeregt geführt wor-
den, so der Freiburger Ständerat.
BleibtdasParlamentamSchlussbei
den Ausnahmen, so wird mögli-
cherweise früher oder später das
Volk das letzteWort haben.

MöglicheVolksinitiative

Die Lungenliga prüft eine Volks-
initiative, «wenn das Gesetz so ver-
abschiedetwird»,sagtSimonKüffer
von der Lungenliga.

Die Zulassung von Raucherbe-
trieben sei ein «grosses Übel», be-
nachteilige Arbeitnehmende und
führe zu grosser Bürokratie. Eben-
so dürften Fumoirs nicht bedient
sein. Positiv wertet Küffer, dass die
Kantone immerhin ihre strenge-
ren Regelungen trotz nationaler
Gesetzgebung beibehalten könn-
ten. Über die definitive Lancie-
rung der Initiative entscheidet die
Lungenliga nach der parlamenta-
rischen Beratung.

[@] www.ebund.ch/rauchdebatte

Auch das Servierpersonal soll mit dem Rauchverbot geschützt werden.

Ständeräte für Vertragsfreiheit

Ärzte sollen nur noch einen
Kassenvertrag auf sicher ha-
ben, wenn sie einem Netzwerk
angehören: Diesen Grundsatz-
entscheid fällte die Gesund-
heitskommission des Stände-
rates (SGK). Die Ärzteverbin-
dung FMH wehrt sich vehe-
ment gegen die Aufhebung des
Vertragszwangs.

M A R K U S B R O T S C H I

Vor vier Jahren scheiterte eine Ge-
sundheitsreform im Nationalrat
unter anderem an der Aufhebung
des Vertragszwangs. Nun nehmen
die Gesundheitspolitiker des Stän-
derates einen neuen Anlauf. Ärzte,
die keinem Netzwerk angehören,
sollen kein Anrecht mehr auf ei-
nen Kassenvertrag haben. Ohne
diesen können sie Behandlungen
nicht über die Grundversicherung
abrechnen. Die Kommission
sprach sich «grossmehrheitlich»
für diese Vertragsfreiheit aus. Ziel
der SGK ist es, möglichst viele Ärzte
und damit Patienten in die kosten-
günstigen Netzwerke zu bringen.
Die Kassen würden ihre Verträge
mit Netzwerken abschliessen und
nicht mehr mit Ärzten, sagte ges-
tern SGK-Präsident Urs Schwaller
(cvp, FR). Viele Details sind noch
offen; die Vorlage kommt erst im
Herbst ins Plenum. Klar ist, dass
das Netzwerk sich an ein Budget
halten muss. Netzwerke betreiben
Managed Care: Patienten werden
in der Regel nur von Ärzten eines
Netzwerkes behandelt, um Dop-
pelspurigkeiten zu vermeiden.

FMH: nur freiwillig

«Auch unser Ziel ist es, dass Ma-
naged Care zum normalen System
wird», sagt Jacques de Haller, Prä-
sident der Ärzteverbindung FMH.
Aber die Aufhebung des Vertrags-
zwangs sei für die FMH inakzepta-
bel. «Managed Care senkt Kos-
ten. Aber sie bringt nur gute Resul-
tate, wenn sie freiwillig ist.» Statt
mit Zwang will die FMH über fi-
nanzielle Anreize Ärzte und Patien-
ten für die Managed-Care-Medizin
motivieren. Möglich wären laut de
Haller Prämienrabatte oder tiefere

Selbstbehalte für Patienten sowie
höhere Abgeltungen für Ärzte,
wenn sie in Netzwerken arbeiten.
Wer sich keinem Netzwerk an-
schliessen wolle, müsse aber wei-
ter Anrecht auf einen Kassenver-
trag haben, sagte de Haller. Die
SGK sieht dies nur vor, wenn es in
einer Region kein Netzwerk gibt.

Das Volk kann sich bereits am
1. Juni zur Vertragsfreiheit äus-
sern. Dann wird über den Gegen-
vorschlag zur SVP-Prämiensen-
kungsinitiative abgestimmt. Der
Gegenvorschlag schreibt auf Ver-
fassungsstufe die Vertragsfreiheit
im ambulanten und stationären
Bereich (Spitäler) fest. Die FMH
bekämpft den Artikel und rechnet
sich gute Chancen aus, diesen zu
bodigen. Unterstützung erhält die
Ärztelobby von den Kantonen, die
die monistische Spitalfinanzierung
bekämpfen, die ebenfalls festge-
schrieben wird. Dabei würden die
heutigen Kantonsgelder zur Spital-
finanzierung an die Kassen gehen.

Kassen möchten völlige Freiheit

Ein Nein von Volk und Ständen
wäre für de Haller eine definitive
Absage an die Bestrebungen der
SGK. Diese sieht das anders.
Schwaller geht davon aus, dass die
SGK den «selektiven Vertrags-
zwang» trotzdem weiterverfolgen
würde. Das hofft auch der Kassen-
verband Santésuisse, der den SGK-
Entscheid als «Schritt in die richti-
ge Richtung» lobt. Lieber möchten
die Kassen aber die «völlige Frei-
heit». Mit der Ständeratslösung
würde Managed Care vom Wettbe-
werb ausgeschlossen, sagte Kom-
munikationschef Felix Schneuwly.

Die Kassen sehen im Vertrags-
zwang einen Grund für hohe Ge-
sundheitskosten, weil sich die Zahl
der für die Grundversicherung nö-
tigen Ärzte nicht steuern lasse. Al-
lerdings können die Kantone heute
über den Zulassungsstopp die Zahl
der frei praktizierenden Ärzte bis
zu einem gewissen Grad lenken.
Der Ärztestopp ist eine befristete
Massnahme gegen eine Ärzte-
schwemme aus der EU. Er wurde
bereits einmal verlängert und läuft
im Juli 2008 aus. Der Ständerat
sprach sich für eine zweite Verlän-
gerung aus. Offen ist aber, ob der
Nationalrat im März zustimmt.

Ärzte sollen in
Netzwerke PARLAMENT Die Aussenpoliti-

sche Kommission des Nationalrats
(APK)plantimMaieineBalkanreise,
dieauchnachKosovoführensoll.Ob
sichdieDelegationauchmitkosova-
rischen Parlamentariern trifft, ist
nochunklar.DerEntscheidzurReise
seiimJanuarunddamitnochvorder
Unabhängigkeitserklärunggefallen,
sagte APK-Präsident Geri Müller
(grüne,AG)gesternzueinemBericht
der«MittellandZeitung».Damalssei
ein Treffen mit Parlamentariern der
Provinz Kosovo nicht vorgesehen
gewesen.

Auch nach Belgrad

BeiderFrage,obsichdiesnunän-
dere, wollte sich Müller nicht festle-
gen. Das genaue Programm stehe
noch nicht fest. Die Reise vom 5. bis
zum 10. Mai führe nicht nur nach
Pristina,sondernauchnachBelgrad
und Sarajevo, betonte Müller. Ge-
plant seien unter anderem Gesprä-
che mit Parlamentskollegen und
Schweizer Delegierten vor Ort.

Kommission
reist nach Kosovo

SVP-NationalratundKommissions-
mitgliedWalterWobmann (SO) hat-
te am Sonntag – dem Tag der Unab-
hängigkeitserklärung Kosovos – sei-
nen Rücktritt von der Reise erklärt.

Falsches Signal?

Der Besuch einer offiziellen De-
legation sei ein «Signal» und würde
eine «gewisse Anerkennung» Koso-
vos implizieren, sagte Wobmann:
«DieSchweizmusshierausNeutra-
litätsgründen vorsichtig sein.» Es
handlesichumdenEntscheideines
einzelnen Kommissionsmitglieds,
sagteMüller.EsgebekeineAnhalts-
punkte,dasssichandereParlamen-
tarierodergardieSVPalsParteivon
der Reise zurückziehen wollten.

Die APK des Ständerats und des
Nationalrats werden am Don-
nerstag und Freitag zu ausseror-
dentlichen Sitzungen zusam-
menkommen. Über eine Aner-
kennung Kosovos will der Bun-
desrat nach Konsultationen mit
den APKs entscheiden. (sda)

HANF-INITIATIVEDie«Volksiniti-
ative für eine vernünftige Hanf- Po-
litik mit wirksamem Jugendschutz»
wird nicht mit einem Gegenvor-
schlag konfrontiert. Die Gesund-
heitskommission (SGK) des Stän-
derates ist der nationalrätlichen
Schwesterkommission gefolgt.

Zuerst hatte die SGK einem Ge-
genvorschlag zugestimmt, der Kif-
fen für Erwachsene straffrei erklä-
ren würde. Nach dem Nein der na-
tionalrätlichen Kommission ver-
zichtete sie aus zeitlichen Gründen
auf einen Gegenvorschlag.

Die Frist zur Behandlung der In-
itiativeläuftam13.Juliab.Siekönn-
te um ein Jahr verlängert werden,
wenn bis dann zumindest ein Rat
einen Gegenvorschlag beschlossen
hat. Dafür reiche die Zeit nicht aus,
sagte SGK-Präsident Urs Schwaller
(cvp, FR) gestern vor den Medien.

Die Initiative will den Konsum
psychoaktiver Substanzen des
HanfssowieBesitz,ErwerbundAn-
bau für den Eigengebrauch straffrei
erklären. Der Bund müsste den Ju-
gendschutz angemessen berück-
sichtigen. Statt eines Verkaufsver-
bots verlangt die Initiative Bundes-
vorschriften für den Handel. (sda)

Gegenvorschlag
vom Tisch

DIPLOMATIE Die Situation der
Hausangestellten von internationa-
len Diplomaten und Funktionären
in der Schweiz wird auf nationaler
Ebene geregelt. Sie werden in Bern,
Zürich und Genf gleichgestellt.

«Es gab in der Vergangenheit zu
viel Missbrauch», bekräftigte Bot-
schafter Paul Seger, Leiter der Di-
rektion fürVölkerrecht im Departe-
ment für auswärtige Angelegenhei-
ten (EDA) gestern vor dem Presse-
club in Genf. Zu viele Streitigkeiten
zwischen ungerecht behandelten
Hausangestellten und ihren Arbeit-
gebern hätten vor Gericht geendet.

BisEndeJahrsolldemBundesrat
eineVerordnung vorgelegt werden,
welchedieArbeitsbedingungender
Hausangestellten von ausländi-
schen Diplomaten und Funktionä-
renindergesamtenSchweizregeln.

Zusammen mit der Gleichbe-
handlung soll auch die Transparenz
gestärktwerden.Angestrebtwirdzu-
dem eine bessere Einhaltung der
minimalen Arbeitsbedingungen bei
Lohn, Wohnsituation und sozialer
Sicherheit. Nicht bestimmt wird je-
doch ein schweizweit einheitlicher
Mindestlohn.InGenfbeträgterder-
zeit 2560 Franken pro Monat. (sda)

Mehr Schutz
für Hauspersonal

Kinder machen viel Spass, kosten aber auch viel Geld.
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